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Informationen aus dem
Arbeits- und Sozialrecht

Rechtliche Hinweise | 17/2009 | 07. September 2009

Informationen an die Verwaltungsstellen

Kindergeld
„Fallbeilwirkung“ des Grenzbetrages bei eigenem Einkommen des Kindes ab dem 18. Lebensjahr.

- Beschluss Bundesfinanzhof (BFH) AZ: III B 19/08 vom 22.07.2009


Sachverhalt:

Der BFH hat mit dem obigen Beschluss die Nichtzulassungsbeschwerde gegen das Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg vom 03.01.2008 (9 K 995/07) als unbegründet zurückgewiesen.

Im vorliegenden Fall war streitig, ob bei Überschreiten der Einkommensgrenze des Kindes von „nur“ 1 Euro, das Kindergeld vollständig wegfällt (Fallbeilwirkung), oder ob eine stufenweise Absenkung des Kindergeld-Anspruches geboten ist. Die Höhe des Jahresgrenzbetrages nach § 32 Abs. 4 S. 2 EStG beträgt 7.680.00 EUR (Freibetrag).
Die Entscheidungsgründe des BFH vom 22.07.2009:

Der 3. Senat des BFH hat sich der Rechtsauffassung des 6. und 8. Senats des BFH (unter anderem Urteile vom 21.07.2000 – VI R 153/99 – und vom 13.07.2004 – VIII R 20/02 - ) angeschlossen. Er hat ausgeführt, dass die Ausgestaltung des Grenzbetrages als Freigrenze verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist. Das verfassungsrechtliche Gebot, das Existenzminimum steuerfrei zu belassen, sei nicht verletzt. Der Grenzbetrag selbst entspreche in etwa dem steuerfreien Existenzminimum. Die Beschwerde wurde deshalb als unbegründet zurückgewiesen.
Hinweise für die Praxis:

Mit dieser Entscheidung des BFH ist die verbliebene rechtliche Lücke zum Themenkreis „Kindergeldansprüche für Kinder mit eigenem Einkommen (ab dem 18. Lebensjahr)“ geschlossen worden.
Die Rechtsfrage der „sogenannten Fallbeilwirkung“ beim Kindergeld muss mit dem vorliegenden Beschluss des BFH als geklärt angesehen werden. Es kann 
nicht mehr erfolgversprechend die Auffassung vertreten werden, dass durch eine auch nur geringfügige Überschreitung des Grenzbetrages von 7.680,00 EUR das Kindergeld nicht vollständig hätte wegfallen dürfen.

Unsere diesbezügliche Mitteilung vom 20.09.2007 (in Ergänzung unserer Mitteilung vom 27.06.2007) ist damit gegenstandslos geworden.

Wir bitten unsere Mitglieder entsprechend zu informieren. Eventuell noch anhängige Widerspruchs- oder Klageverfahren haben keine Aussicht auf Erfolg mehr und sollten im Einvernehmen mit dem Mitglied beendet werden.

· Merke: 
In unserer FB-Mitteilung vom 08.07.2005 (SP/2005/51) hatten wir empfohlen, dann Rechtsmittel gegen ablehnende Kindergeldbescheide einzulegen, wenn Sozialversicherungsbeiträge bei der Einkommenshöhe des Kindes nicht in Abzug gebracht worden sind und deswegen der Einkommens-Grenzbetrag überschritten wurde. 
Das Bundesverfassungsgericht (AZ: 2 BvR 167/02 vom 11.01.2005) hat entschieden, dass Sozialversicherungsbeiträge vom (Brutto-)Einkommen des Kindes abgesetzt werden dürfen. Dies führt in vielen Fällen zu dem Ergebnis, dass der Grenzbetrag von 7.680,00 EUR unterschritten wird und somit Anspruch auf Kindergeld besteht.
Deshalb können auch bindende Ablehnungsbescheide über Kindergeld überprüft werden, wenn der Ablehnungsbescheid im laufenden Steuerjahr als sogenannte „Prognoseentscheidung“ ergangen war. 
Achtung:
Dies gilt nicht, wenn ein bindender Kindergeldbescheid vorliegt, der erst nach Ablauf des jeweiligen Steuerjahres, für das Kindergeld beansprucht wurde, ergangen ist (BFH-Beschluss III B 87/06 vom 27.10.2006).
Allgemeine Hinweise:
Mit dem Schulende, dem Beginn eines Studiums oder einer Berufsausbildung fängt für viele Kinder ein neuer Lebensabschnitt an. Damit können sich auch Änderungen beim Kindergeldanspruch ergeben.

Grundsätzlich wird das Kindergeld bis zum Vollendung des 18. Lebensjahres gezahlt.
Für Kinder über 18 Jahre besteht bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres weiter Anspruch auf Kindergeld, wenn sie nach Beendigung der Schulausbildung 
innerhalb der folgenden vier Monate 

· ein Studium 

· eine Ausbildung in einem Betrieb oder einer Schule, 

· ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr oder

· eine vom Grundwehr- oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Entwicklungshelfer oder als Dienstleistender im Ausland 

beginnen.

Tritt das Kind innerhalb dieser Übergangszeit seinen gesetzlichen Wehr- oder Zivildienst an, besteht Anspruch auf Kindergeld bis zum Beginn des jeweiligen Dienstes.

Wenn in den vier Monaten nach Beendigung der Schulausbildung kein Ausbildungsplatz gefunden werden konnte, müssen die Bemühungen hierzu (konkret) nachgewiesen werden. Dies kann durch schriftliche Bewerbungen, Zwischennachrichten, Absagen von Ausbildungsbetrieben oder die Registrierung als Bewerber um eine Ausbildungsstelle bei der Berufsberatung der Agentur für Arbeit erfolgen. 

Bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres wird außerdem Kindergeld gezahlt, wenn das Kind arbeitssuchend gemeldet ist. In diesem Fall benötigt die Familienkasse eine entsprechende Mitteilung.

Zu beachten ist – wie bereits oben dargestellt -, dass in all den genannten Fällen die Einkommensgrenze von 7.680,00 EUR („Netto“) durch eigenes Einkommen des Kindes im Kalenderjahr nicht überschritten werden darf.

Sollten die Kindergeldberechtigten vor dem 18. Geburtstag des Kindes nicht rechtzeitig von ihrer Familienkasse die Unterlagen für die jeweiligen Nachweise automatisch zugesandt bekommen haben, müssen sie unverzüglich diese Unterlagen anfordern.

Merkblätter und Vordrucke um Thema Kindergeld stehen im Internet unter www.familienkasse.de zur Verfügung.
3

